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1  Einleitung 1

Die Auswirkungen der großen EU-Er-
weiterungsrunden von 2004 und 2007 
auf die neuen und alten EU-Mitglied-
staaten (NMS-12 und EU-15) wurden 
ex ante vielfach untersucht. Allerdings 
fokussierten dabei nur wenige Studien 
auf den Euroraum (EUR-12) im Be
sonderen. (Für einen Überblick siehe 
Fidrmuc et al., 2002 sowie Lammers, 
2004). Ebenso liegen erst sehr wenige 
Ex-post-Einschätzungen vor (Europä-
ische Kommission, 2006; Breuss, 
2007). Thematisch ist zudem die Frei-
zügigkeit von Personen und Kapital bis-
lang eher selten analysiert worden, 
während die Freizügigkeit von Waren 
und Dienstleistungen bereits relativ 
umfangreich behandelt wurde (Tajoli, 
2007; Papazoglou et al., 2006; Ferra-
gina et al., 2005). Die Frage der Mobi-

lität des Faktors Arbeit ist derzeit be-
sonders aktuell, da der tatsächliche 
EU-Beitritt dafür von größerer Bedeu-
tung war als für die Freizügigkeit von 
Kapital sowie von Gütern und Dienst-
leistungen. Schließlich wurde der 
Güter- und Dienstleistungsverkehr 
zwischen der EU und den damaligen 
Beitrittskandidaten bereits wesentlich 
früher, durch die Assoziationsabkom-
men der frühen 1990er-Jahre, liberali-
siert.

Eine exakte Datierung des Beginns 
der wirtschaftlichen EU-Erweiterungs-
effekte ist insofern schwierig, als be-
reits die Ostöffnung und der damit ein-
geleitete zehnjährige Beitrittsprozess 
sowie die weiterführende Vertiefung 
der europäischen Integration in Form 
der Währungsunion ähnliche Auswir-
kungen hatten. Unter Berücksichtigung 
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Die vorliegende Studie ist ein Beitrag zur Ex-post-Einschätzung der makroökonomischen 
Effekte der großen EU-Erweiterungsrunde 2004/07. Im Mittelpunkt steht der Faktorhandel, 
das heißt die grenzüberschreitende Mobilität der Faktoren Arbeit und Kapital. Während das 
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Erweiterung großteils ausgeschöpft wurde, verteilen sich insbesondere die Migrationseffekte 
aufgrund von Übergangsregelungen für die Arbeitsmarktintegration auf einen längeren Zeit-
raum.

Unter Anwendung (innovativer) Gravitationsmodelle werden die Potenziale für Faktorhan-
del ermittelt und die Ergebnisse mit der aktuellen Entwicklung verglichen. Wichtigstes Ergeb-
nis ist eine ungleiche Entwicklung der Kapital- und Arbeitsmobilität seit der EU-Erweiterung. 
Während die Migrationspotenziale gemäß den Erwartungen ausgeschöpft werden, bleiben die 
ausländischen Direktinvestitionen auf bereits hohem Niveau relativ stabil. Darüber hinaus  
wird ein nichtlineares Verhältnis zwischen Migration und Pro-Kopf-Einkommen, für das sich 
sowohl theoretische Erklärungsansätze als auch institutionelle Bestimmungsfaktoren finden 
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mit einer weiteren Nutzung der Emigrations- und Investitionspotenziale zu rechnen.
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dieser Abgrenzungsprobleme scheinen 
die Resultate der ersten Ex-post-Stu-
dien die Erwartungen insbesondere für 
die neuen Mitgliedstaaten zu übertref-
fen. Gligorov und Richter (2007) stel-
len einen beschleunigten Konvergenz
trend fest: Der Wachstumsvorsprung 
der NMS in den drei Jahren seit dem 
Beitritt (2004 bis 2006) war gegenüber 
den drei vorangegangenen Jahren von 
1,7 auf 3,1 Prozentpunkte gewachsen. 
Breuss (2007) kommt beim Vergleich 
etwas längerer Zeiträume zum Schluss, 
dass die NMS rund 2,5 Prozentpunkte, 
die alten MS bzw. der Euroraum jedoch 
nur 0,1 Prozentpunkte an jährlichem 
BIP-Wachstum zulegen konnten. In 
Übereinstimmung mit früheren Ein-
schätzungen sticht innerhalb des Euro
raums insbesondere Österreich als 
überproportionaler Nutznießer hervor 
(Havlik, 2005; Breuss, 2006).

Über welche Wirkungsstränge 
kommen diese Wachstumsimpulse zu-
stande? Die Integrationseffekte beste-
hen im Wesentlichen aus fünf Ele-
menten (Breuss, 2007): Handels-, Fak-
tormobilitäts-, Budget-, Binnenmarkt-  
und Währungsunionseffekten. Aus den 
eingangs erwähnten Gründen konzent-
riert sich die vorliegende Studie auf die 
Faktormobilität – obwohl deren Wachs-
tumseffekte sicherlich nicht isoliert von 
den anderen Wirkungssträngen be-
trachtet werden können.

Die in dieser Studie zentralen Fak-
tormobilitätseffekte beziehen sich auf 
die Faktoren Kapital und Arbeit. Typi-
scherweise fließt Kapital auf der Suche 
nach höheren Renditen in Form von 
ausländischen Direktinvestitionen in 
Länder ab, die über relativ geringere 
Kapitalbestände verfügen. Ebenso wan-

dern Arbeitskräfte auf der Suche nach 
höheren Löhnen in Länder, die über 
produktivere Beschäftigungsmöglich-
keiten verfügen. Während jedoch bei 
den Kapitalanlagen die Faktorerträge 
im Wesentlichen bereits seit der Ost-
öffnung grenzüberschreitend realisiert 
werden konnten, blieb die Arbeitsmig-
ration von Ost nach West selbst nach 
dem EU-Beitritt der NMS in beinahe 
alle Länder des Euroraums limitiert. 
Sieht man von binnenwirtschaftlichen 
Verteilungswirkungen ab, erscheinen 
die Übergangsregelungen zur Freizü-
gigkeit des Personenverkehrs gesamt-
wirtschaftlich unlogisch. Denn makro-
ökonomisch profitiert von der Bewe-
gung der Faktoren der jeweilige 
Empfänger; das heißt, die NMS 
erhalten Wachstumsimpulse durch 
Kapitalmobilität, der Euroraum durch 
Arbeitsmigration.2

Neben der Auswertung empirischer 
Literatur und eigener deskriptiver Da-
tenanalyse  werden in der Studie bei 
der Analyse der Erweiterungseffekte 
auf die Faktormobilität (innovative) 
Gravitationsmodelle verwendet. Gravi-
tationsanalysen eignen sich sehr gut für 
Integrationsstudien, da sie geografische 
Nähe und Einkommensunterschiede als 
wesentliche Faktoren berücksichtigen. 
Sie kamen bislang kaum zur Anwen-
dung, und wenn, dann bezogen sie sich 
vorwiegend auf Handelsströme, jedoch 
nur selten auf Direktinvestitionen und 
Migration. Behandelt wird dabei unter 
anderem die Frage, ob Waren- und 
Faktorhandel bzw. Arbeits- und Kapi-
talmobilität einander ergänzen oder 
ersetzen. Neben den direkten Effekten 
auf Wachstum, (Preise), Beschäftigung 
und Fiskalsituation werden indirekte 

2 	 In einigen osteuropäischen Ländern haben allerdings signifikante Kapitalzuflüsse Hand in Hand mit einer signi-
fikanten Abwanderung von Arbeitskräften zu einer Destabilisierung der Wirtschaft geführt; ebenso stellt massive 
Zuwanderung in den Zielländern die Politik in puncto Integrationsmaßnahmen und Infrastrukturplanung vor 
große Herausforderungen. Gleichzeitig erregt anekdotische Evidenz über Auslagerung von Produktionsstätten 
hohe Aufmerksamkeit.
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Effekte diskutiert (z. B. Produktivitäts-
effekte durch Arbeitsteilung).

Dabei wird versucht folgende Fra-
gen zu beantworten:

Welches Direktinvestitions- und 
Migrationspotenzial besteht in den 
NMS?
Wieweit wurden diese seit der Er-
weiterung genutzt?
Welche Investitions- und Migrati-
onsströme können nach der Erwei-
terung erwartet werden?

Gleichzeitig werden folgende Themen-
kreise angesprochen: Kann die prog
nostizierte Win-win-Situation der EU-
Erweiterung bestätigt werden? Wann 
werden die Potenziale für positive 
Effekte erschöpft sein? Wie werden die 
Gewinne zwischen Ländern, Regionen, 
Faktoren und Sektoren verteilt? Gibt es 
auch Verlierer? Kann die Wirtschafts-
politik zur Optimierung und Nach
haltigkeit der Gewinne einen Beitrag 
leisten?

Die Studie gliedert sich wie folgt: 
Kapitel 2 diskutiert die relevante Lite-
ratur, einige stilisierte Fakten und ins-
titutionelle Rahmenbedingungen der 
Faktormobilität in der erweiterten EU. 
Kapitel 3 präsentiert Gravitationsanaly-
sen zu Direktinvestitionen und Migra-
tion. Abschließend werden die Resul-
tate in Kapitel 4 interpretiert und 
einige Schlussfolgerungen gezogen.

2  �Faktormobilität und 
EU-Erweiterung

Die ökonomische Integration zweier 
Wirtschaftsräume manifestiert sich in 
zwei verschiedenen Formen: Entweder 
werden Güter und Dienstleistungen 
gehandelt, oder es werden Kapital und 
Arbeitskräfte, das heißt die zur Her-
stellung bzw. Erbringung dieser Güter 
und Dienste notwendigen Produktions-
faktoren, mobilisiert. Dabei spielt es 
eine Rolle, ob der grenzüberschrei-
tende Handel in einem komplemen-

–

–

–

tären oder in einem substitutiven Ver-
hältnis zur Mobilität der Produktions-
faktoren steht. Aus der Sicht gängiger 
Theorien des internationalen Handels 
lässt sich die Frage unterschiedlich be-
antworten. Während in einem am tra-
ditionellen Heckscher-Ohlin-Modell 
angelehnten Rahmen Güter- und Fak-
torhandel in einem substitutiven Ver-
hältnis zueinander stehen (Mundell, 
1957), wird bereits durch Lockerung 
einiger der äußerst restriktiven Annah-
men die Möglichkeit offenbar, dass 
Handel und Faktormobilität einander 
ergänzen können (Markusen, 1983). 
Letztlich ist diese Frage immer nur em-
pirisch im gegebenen Kontext der je-
weiligen Umstände zu beurteilen.

Insgesamt beeinflusst eine Vielzahl 
an Faktoren die komplexe Beziehung 
der Variablen Handel, Investition und 
Migration: Ausbildungsstand, geogra-
fische Distanz, Handelsbarrieren, Ein-
kommensdifferenzen etc. (Schiff, 2006). 
Größenordnungsmäßig hat die Migra-
tion – im Gegensatz zu den Haupttrei-
bern der Globalisierung, Handel und 
Investitionen – trotz ihres Anstiegs in 
den letzten Jahren eine vergleichsweise 
bescheidene Rolle gespielt. In der 
EU-15 stammten im Jahr 2006 nur 
1,3 % der Arbeitsbevölkerung aus den 
NMS-10 (Brückner, 2007), während 
Direktinvestitionen aus den EU-15 
etwa 31 % des BIP der NMS betrugen 
(2004) und sich der Anteil der NMS-8 
an den Exporten der EU-15 auf über 
13 % belief (Europäische Kommission, 
2006).

2.1  �Direktinvestitionen 
und EU-Erweiterung

Europa hat seit dem Ende des „Kalten 
Krieges“ und der politischen wie öko-
nomischen Öffnung Osteuropas eine 
fundamentale Veränderung seiner öko-
nomischen Geografie erlebt. Die „neue 
Wirtschaftsgeografie“ versucht Stand-
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ortwahl und Standortfaktoren zu 
kombinieren, um die Gesamtheit der 
durch diese Restrukturierung verur
sachten Herausforderungen zu erfassen 
(Venables, 2006). Zentral ist dafür die 
Erkenntnis, dass „Distanz“ bzw. „Nähe“ 
positiv mit Wachstum und Produktivi-
tät verbunden sind. Mobile Faktoren 
tendieren dazu, diese Effekte durch 
Wanderungseffekte dort zu verstärken, 
wo die Erwartung von Produktivitäts-
effekten groß ist. Sicherlich sind eine 
ganze Reihe der dafür ausschlaggeben
den Einflussfaktoren exogener Natur 
(Bevan und Estrin, 2004), aber in 
vieler Hinsicht sind die geografischen 
Wettbewerbsvorteile von Standorten 
und die davon beeinflussten Standort
entscheidungen auch von endogenen 
ökonomischen Determinanten geprägt.

Was die Veränderung der ökono-
mischen Rahmenbedingungen durch 
die EU-Erweiterung betrifft, so haben 
in der ökonomischen Analyse bisher 
vor allem die traditionellen Faktoren 
Beachtung gefunden. So verzeichneten 
etwa Österreich, Deutschland und 

Finnland eine deutliche Ausweitung 
ihrer Exportanteile in die acht osteuro-
päischen Staaten der Erweiterungs-
runde 2004, was zu einer markanten 
Differenzierung der Außenhandels-
strukturen innerhalb der EU-Staaten 
geführt hat. Noch auffälliger hat sich 
die Entwicklung im Bereich der Fak-
tormobilität gestaltet. Einerseits stellte 
die Kapitalverkehrsfreiheit eine Grund-
voraussetzung für die Teilnahme auf 
dem EU-Binnenmarkt dar, während im 
Bereich des Arbeitsmarktes weitrei-
chende Übergangsrestriktionen die öko-
nomische Mobilität entscheidend ein-
schränken bzw. verzögern. Zum ande-
ren steht die Neugestaltung der 
Eigentümerstrukturen im Zeichen spe-
zifischer Faktoren, wie dem für ganz 
Osteuropa typischen Privatisierungs-
prozess.

Direktinvestitionszuflüsse spielen 
eine wesentliche Rolle im ökonomi
schen Transformations- und Integrati-
onsprozess Osteuropas. Ausländische 
Direktinvestoren suchen dabei insbe-
sondere neue Märkte sowie günstige 

in % des BIP

Ausländischer Direktinvestitionsbestand
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Preise für Inputfaktoren. In den Ziel-
ländern erhöhen Direktinvestitionen 
vor allem das Einkommens- und Wachs-
tumspotenzial sowie die Wettbewerbs
intensität; außerdem profitieren diese 
Länder vom Technologie- und Know-
how-Transfer.

Generell war das letzte Jahrzehnt 
eine Phase stark wachsender Direkt
investitionen nach Zentral-, Ost- und 
zunehmend auch Südosteuropa. Im 
Durchschnitt weisen die NMS-10 heute 
einen Bestand an ausländischen Direkt
investitionen von rund 40 % des BIP 
auf. Dieses Niveau liegt deutlich über 
dem Weltdurchschnitt und auch über 
den Werten für derzeit populäre Ziel-
länder, wie Indien oder China. Mög
licherweise handelt es sich dabei aller-
dings nicht um eine reine Ausweitung, 
sondern auch um eine Verschiebung 
der Direktinvestitionen von den Län-
dern der Süderweiterungsrunde (Grie-
chenland, Spanien und Portugal) in die 
NMS Zentral- und Osteuropas (Breuss 
et al., 2004).

Wie die Struktur der Direktinvesti-
tionszuflüsse nach Ost- und Südost
europa zeigt, wird die Integrationsent-
wicklung von vielen Einflüssen getra-
gen (Fischer, 2003), nicht zuletzt von 
den Präferenzen und Zielen der Konsu-
menten und Investoren, die ihrerseits 
von den unterschiedlichsten Faktoren 
bestimmt sind. In der Diskussion sind 
Direktinvestitionen von entwickelten 
Volkswirtschaften in Emerging Mar-
kets nahezu ausschließlich durch nied-
rige Produktionskosten, vor allem nied-
rige Löhne, und durch niedrige Steuern 
determiniert. Als eigentlich relevant 
haben sich aber Eigentumsaspekte, Stand-
ortfaktoren und Internationalisierungs-
vorteile erwiesen (Dunning, 1993). 
Die Gründe für standortspezifische 
Vorteile unterscheiden sich signifikant 
nach der Unternehmensstruktur. Hori-
zontal organisierte Unternehmen, die 

idente Güter und Dienstleistungen an 
verschiedenen Standorten produzieren, 
können über Direktinvestitionen vor 
allem Handelskosten vermeiden und 
große bzw. weit entfernte Märkte er-
schließen (Markusen, 1995). Vertikal 
organisierte Firmen versprechen sich 
von der regionalen Diversifikation der 
Produktionsstufen vor allem Vorteile 
für ihre Kostenstruktur. Die Heraus-
forderung für die ökonomische Theorie 
besteht darin, diese ökonomischen An-
reize in einer Gesamtschau der direkt
investitionsrelevanten Faktoren zu er-
fassen und zusammenzuführen. Empi-
rische Studien zeigen eine eindeutige 
Dominanz des (erwarteten) Marktpo-
tenzials für Direktinvestitionen (Lankes 
und Venables, 1996; Blonigen, 2005).

Absolute und komparative Vorteile, 
die direkte Kontrolle von Auslandsin-
teressen sowie generell der Aufbau 
engerer Beziehungen zu wichtigen Aus-
landsmärkten gehören zu den entschei-
denden Aspekten. Die Lösung des 
Grundproblems der geografischen (und 
ökonomischen) Distanz ist offensicht-
lich ein mehrstufiger Prozess: Der erste 
Schritt zur Internationalisierung ist 
der grenzüberschreitende Güter- und 
Dienstleistungshandel, der im einfachs-
ten Fall nur mit sehr wenig eigener 
Auslandsaktivität verbunden ist. Dann 
kommt die Errichtung von Zweigstel-
len oder Tochterunternehmen, die eine 
systematische Marktbearbeitung vor 
Ort ermöglichen. Ein anderer Weg 
geht über Investitionen in existierende 
ausländische Firmen, wobei Internatio-
nalisierungsstrategien von vorher lokal 
orientierten Unternehmen zugleich 
wesentliche Beiträge zur Risikomini-
mierung und zur Stärkung der Wett
bewerbsfähigkeit leisten. Im Idealfall 
stimmen die Motive von Investoren mit 
den Anforderungen der Zielländer bzw. 
Zielunternehmen weitgehend überein, 
wobei Letztere hauptsächlich an der 
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Ausweitung ihrer Produktionskapazi-
täten, an Produktivitätswachstum, an 
Beschäftigungsmöglichkeiten und tech-
nologischem Know-how-Transfer inter-
essiert sind.

2.2  �Migration und EU-Erweiterung

Während empirische Untersuchungen 
übereinstimmend Einkommensunter-
schiede und Arbeitslosigkeit als die 
wesentlichen Determinanten für Mig-
ration aufzeigen, liefert die ökono-
mische Theorie kein wirklich befriedi-
gendes Modell zur Analyse der Ur
sachen und Wirkungen von Migration. 
Das führt zur Koexistenz mehrerer 
interdisziplinärer Ansätze, die unter 
anderem eine Vielzahl sogenannter 
Push- und Pullfaktoren in Rechnung stel-
len (Arango et al., 1993).

Makroökonomische Theorieansätze 
aus der neoklassischen Tradition be-
gründen Migration mittels Entwick-
lungen in Angebot und Nachfrage von 
Arbeitskräften (unterschiedlicher Aus-
bildungsniveaus) sowie nationalen Lohn-
unterschieden. Demgegenüber erklä-
ren mikroökonomische Modelle indivi
duelle Entscheidungen nach dem 
Kosten-Nutzen-Kalkül auf Basis des 
Lebenseinkommens und unter Berück-
sichtigung von Humankapitalinvestiti-
onen. Todaro und Maruszko (1991) 
entwickeln etwa ein Modell, indem die 
Perspektive auf internationale Migra-
tion viele Landbewohner zu den Migra-
tionsanlaufstellen in die Städte lockt. 
Durch die so verstärkte Landflucht 
steigt die urbane Arbeitslosigkeit trotz 
Emigration. Neuere ökonomische Ansätze 
gehen davon aus, dass Migrationsent-
scheidungen nicht individuell, sondern 
typischerweise in der Familie getroffen 
werden. Ziel ist die kollektive Einkom-
mensmaximierung und zwar absolut 
und relativ (im Vergleich zu den jewei-
ligen Referenzfamilien bzw. zu den 
Nachbarn) sowie die Risikominimie-

rung unter den Bedingungen unterent-
wickelter Versicherungsmärkte (Ernte-
ausfall). Häufig engagieren sich die 
Familien gleichzeitig sowohl im lokalen 
als auch im fremden Arbeitsmarkt. Die 
duale Arbeitsmarkttheorie betont die 
nachfrageseitigen Pullfaktoren, die aus 
vier Eigenschaften moderner indus
trieller Gesellschaften resultieren: i) 
strukturelle Lohninflation, ii) Motiva-
tionsprobleme für Tätigkeiten mit nied-
rigem Status, iii) ökonomischer Dualis-
mus zwischen humankapitalintensiver 
Stammbelegschaft und fluktuierender 
Reservebelegschaft, iv) demografische 
Trends des Arbeitsangebots. Die soge-
nannte Weltsystem-Theorie erklärt inter-
nationale Migration anhand der Struk-
tur der globalen Wirtschaft. In den 
Senderländern entsteht durch Brüche 
und Verlagerungen eine entwurzelte, 
mobile Bevölkerung, die in globalen 
Städten auf Nachfrage von Dienstleis-
tungen stößt. Gemäß der Netzwerk- 
Theorie erhöht sich die Wahrscheinlich-
keit grenzüberschreitender Migration 
durch interpersonelle Beziehungen 
zwischen (ehemaligen) Migranten und 
Zurückgebliebenen, indem Diaspora-
netzwerke die Risiken der Migration 

Verhältnis zwischen Migration
und Einkommen

Grafik 2

Quelle: Schiff, 2007.
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senken. Die institutionelle Theorie rückt 
private (humanitäre) Organisationen in 
den Mittelpunkt, die für Migranten zu 
sozialem Kapital werden. Versuche, die 
genannten Ansätze zu kombinieren, be-
trachten entweder die kumulativen 
Ursachen sozialer, kultureller und öko-
nomischer Veränderungen oder die 
Migrationssystem-Theorie, wonach poli-
tische und ökonomische Beziehungen 
stärker wirken als geografische Nähe.

Als eines der Haupterkenntnisse 
der empirischen Literatur sticht, wie in 
Grafik 2 abgebildet, eine beobachtete 
Nichtlinearität des Zusammenhangs 
zwischen Entwicklung und Migration 
hervor. In einem historischen Abriss 
über zwei Jahrhunderte skizzieren 
Hatton und Williamson (2005) eine 
Synthese der zuvor genannten theore-
tischen Modelle. Erst ab einem be-
stimmten Einkommensniveau steigen 
die Wanderbewegungen an, selbst 
wenn sich die Einkommensaussichten 
im Herkunftsland sukzessive verbes-
sern. Ab einem maximalen Einkom-
mensdifferenzial setzt eine Gegenbe-
wegung bzw. Remigration ein. Dieses 

Muster war in der jüngeren Geschichte 
etwa bei der EU-Süderweiterung oder 
den asiatischen Tigerländern zu beob-
achten.

Größenordnung

Die ausländische Bevölkerung aus den 
NMS-8 in der EU-15 ist in den ersten 
beiden Jahren seit der Erweiterung von 
910.000 Personen zu Beginn des Jahres 
2004 auf rund 1,3 Millionen Personen 
im Jahr 2006 angestiegen. Für Bulga-
rien und Rumänien gilt nochmals eine 
Zahl in ähnlicher Größenordnung 
(etwa 900.000), wobei diese Angaben 
gewiss mit Vorsicht zu interpretieren 
sind (BMWi, 2007).

In puncto Migrationsabsichten zeigt 
sich laut Eurobarometer 2005 eine 
Spaltung der neuen Mitgliedstaaten in 
zwei Vierergruppen: Tschechen, Un-
garn, Slowaken und Slowenen haben 
relativ geringe Absichten zur Auswan-
derung in andere EU-Mitgliedstaaten, 
während die Bewohner der drei bal-
tischen Staaten und Polens ein höheres 
Migrationsinteresse zeigen. Etwa 1 % 
bis 2 % aller Bürger dieser Länder kön-

Tabelle 1

Einwohner aus den NMS-8 in den EU-15 

2000 2002 2003 2004 2005 2006

in 1.000 Personen

Belgien 9,3 12,2 9,5 15,6 25,6 59,9
Dänemark 8,7 10 10,2 10,5 11,3 13,3
Deutschland 416,5 453,1 466,4 480,7 438,8 481,7
Finnland 12,9 14,8 15,8 16,5 18,3 17,8
Frankreich 37,8 44,9 35,1 34 46,8 29,6
Griechenland 13,8 14,9 16,4 15,2 20,6 20,1
Irland 6,4 8,6 49,1 54,1 58,5 58,5
Italien 34,4 41,5 42,2 55,6 67,8 79,8
Luxemburg 1,1 1,2 1,1 1,1 0,7 0,7
Niederlande 9,4 11,2 12,2 13,1 17,9 23,2
Österreich 60,4 44,6 41 53,7 80,5 78,9
Portugal 0,4 0,7 0,6 0,7 0,8 0,3
Schweden 23 22,9 21,4 21,1 23,3 26,9
Spanien 10,6 30 41,5 46,7 61,8 74,3
Vereinigtes Königreich 52,7 62 78,6 81,4 180,8 328,6
EU-15 697,3 772,3 841,1 909,0 1.053,4 1.293,5

Quelle: Nationale Bevölkerungsstatistik, Eurostat (zitiert aus Brückner, 2007).



Direktinvestitionen und Migration nach der EU-Erweiterung 2004/07
Gravitationsanalysen zur Faktormobilität

Geldpolitik & Wirtschaft Q2/08	 � 115

nen sich vorstellen, in den nächsten 
fünf Jahren in einem anderen EU-Staat 
zu leben bzw. zu arbeiten, und 7 % 
bis 9 % zu einem späteren Zeitpunkt. 
Diese Werte sind nicht wesentlich 
höher als die entsprechenden EU-15-
Werte, z. B. der drei nordischen Län-
der sowie Irlands und Luxemburgs.

Institutionelle Migrationsfaktoren

Migrationsentscheidungen – die Ent-
scheidung in ein anderes Land auszu-
wandern, in ein Drittland weiterzu-
wandern, oder auch in das Herkunfts-
land zurückzukehren – hängen nicht 
nur vom politischen, kulturellen und 
wirtschaftlichen, sondern auch vom 
institutionellen Umfeld ab.

Das institutionelle Umfeld besteht 
in erster Linie aus den grundsätzlichen 
Einwanderungsbestimmungen und auch 
der EU- bzw. Euro-Perspektive eines 
Landes. Darüber hinaus bestimmen 
finanzielle Regelwerke, wie Sozialver-
sicherungssysteme oder das institutio-
nelle Umfeld der Arbeitskräfte, ganz 
entscheidend mit. Dazu zählen aber 
auch staatliche Leistungen, wie z. B. 
der freie Zugang zu Schulen oder Uni-
versitäten, die von mitziehenden Fami-
lienangehörigen in Anspruch genom-
men werden können. Zu guter Letzt 
könnte man auch das gesamte Steuer-
system eines Landes als Teil des institu-
tionellen Umfelds betrachten – auch 
wenn es für einzelne Personen wahr-
scheinlich im Vorfeld weder durch-
schaubar noch für die Migrationsent-
scheidung einzig und allein ausschlag-
gebend ist.

In vielen Migrationsmodellen wird 
das Wissen um diese Unterschiede bei 
den Betroffenen vorausgesetzt. Die An-
nahme vollständiger Information er-
scheint aber gerade hier nicht wirklich 
angebracht. Während die ökonomi
schen Determinanten einer Migrations
entscheidung – wie z. B. Lohndifferen-
ziale oder unterschiedlich hohe Arbeits-
losenquoten – relativ transparent sind, 
ist dies bei institutionellen Faktoren 
weit weniger der Fall. Die komplexe 
Materie (z. B. ein Ländervergleich der 
Pensionssysteme), die unbekannten Ein- 
trittswahrscheinlichkeiten bestimmter 
Zustände (rechnen Emigranten über-
haupt damit, arbeitslos zu werden?) 
und der ständige Veränderungsprozess, 
dem Sozialversicherungssysteme unter-
liegen, lassen „institutionelle Unter-
schiede“ als nur schwer einschätzbar er-
scheinen.

Die Informationsdefizite werden al-
lerdings mit der Zeit geringer, das 
heißt, je mehr Personen in ein Land 
auswandern, umso eher erhalten an-
dere Migrationswillige relevante Zu-
satzinformationen. Dieses schneeball-
artige System der Informationsverbrei-
tung erklärt auch, warum Wanderungs- 
bewegungen meist clusterartig und 
nicht gleichmäßig über mögliche Ziel-
länder erfolgen. Beispiele dafür sind die 
Migrantenströme von Polen in das Ver-
einigte Königreich3 und nach Irland, 
oder auch jene aus Rumänien und 
Bulgarien nach Spanien, Italien sowie 
Griechenland.

Dazu kommt auf Ziellandseite die 
fundamentale Entscheidung, Migration 

3 	 Im Vereinigten Königreich haben seit der Einführung einer Meldepflicht für Arbeitsimmigranten (Worker Regis-
tration Scheme, siehe Home Office, 2008) zwischen 2004 und 2007 mehr als 508.000 polnische Staatsbürger 
eine Arbeitserlaubnis beantragt. Meinungsumfragen zufolge wollen die meisten Migranten jedoch weniger als drei 
Monate im Land bleiben. Wie aufgrund der Bevölkerungsstärke und der historischen Bindung zum Vereinigten 
Königreich zu erwarten war, stellen die polnischen Migranten den weitaus höchsten Anteil der Antragsteller (66% 
aller Anträge), gefolgt von Antragstellern aus Litauen (10%) und der Slowakei (10%). Ungeachtet dessen war 
2005 der Anteil der Bürger aus den NMS-8 an der Bevölkerung des Vereinigten Königreichs mit 0,4% noch 
immer recht gering (aus den EU-15 kommen 1,7%; BMWi, 2007).
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zu akzeptieren, zu fördern oder ein- 
zuschränken. Irland, das Vereinigte 
Königreich und Schweden  haben von 
Anfang an auf die Beschränkung der 
Arbeitnehmerfreizügigkeit verzichtet, 
in der Zwischenzeit haben andere Län-
der ihre Arbeitsmärkte ebenso geöff-
net. Ein Jahr vor der letzten Verlänge-
rungsmöglichkeit der Übergangsfrist 
ist der Zugang für EU-8-Arbeitnehmer 
nur mehr in wenigen Ländern be-
schränkt, darunter in Deutschland und 
Österreich.

In der zweiten Welle der EU-Er-
weiterungsrunde 2007 haben hingegen 
alle alten EU-Mitgliedstaaten (mit Aus-
nahme Finnlands und Schwedens) ihre 
Restriktionen für die Zuwanderung aus 
Bulgarien und Rumänien beibehalten. 
Damit hat sogar das Vereinigte König-
reich auf die unmittelbare Gewäh- 
rung der Arbeitnehmerfreizügigkeit für 
Rumänien und Bulgarien verzichtet. 
Begründet wurde dies in erster Linie 
mit dem starken Fokus der Migration 

auf eine Beschäftigung in der Land-
wirtschaft und damit einer veränderten 
regionalen Verteilung der Zuwande-
rung, deren Folgen – insbesondere 
Sprach- und Schulprobleme – gesell-
schaftlich noch nicht bewältigt seien.

In Deutschland und in Österreich, 
die wegen ihrer langen Grenzen zu den 
NMS vor allem für Pendler attraktiv 
sind, kam es neben dieser defensiven 
Politik vereinzelt auch zu spezifischen 
Maßnahmen. Während Deutschland 
zum Beispiel IT-Experten bei der Mig-
ration bevorzugt, wurde in Österreich 
in den Fremdenrechtsreformen 2003 
und 2005 ein automatisches Aufent-
halts- und Arbeitsrecht für ausländische 
Absolventen einer österreichischen 
Universität und eine Green Card (Nie-
derlassungsnachweis) eingeführt. Ende 
der 1990er-Jahre wurde ein Grenzgän-
gerabkommen mit Ungarn, Mitte 2005 
eines mit der Tschechischen Republik 
abgeschlossen. Mit der Slowakei ist ein 
solches Abkommen geplant.

Tabelle 2

Arbeitsmarktbeschränkungen für Personen aus den NMS-8 in den EU-15 

Zugang von EU-8-Arbeitnehmern Zugang aus Bulgarien	
und Rumänien1

Mai 2004 bis April 2006 Mai 2006 bis April 2009 2007 bis 2008

Belgien beschränkt beschränkt beschränkt
Dänemark beschränkt beschränkt beschränkt
Deutschland beschränkt beschränkt beschränkt
Finnland beschränkt offen offen
Frankreich beschränkt beschränkt2 beschränkt2

Griechenland beschränkt offen beschränkt
Irland offen offen beschränkt
Italien beschränkt offen3 beschränkt4

Luxemburg beschränkt beschränkt beschränkt
Niederlande beschränkt offen5 beschränkt
Österreich beschränkt beschränkt beschränkt
Portugal beschränkt offen beschränkt
Schweden offen offen offen
Spanien beschränkt offen beschränkt
Vereinigtes Königreich offen offen beschränkt

Quelle: Europäische Kommission und www.euractiv.com (zitiert aus OECD, 2007b).
1	 Bulgarische und rumänische Arbeitnehmer sind ebenso auf den Arbeitsmärkten in Malta und Ungarn zugangsbeschränkt.
2	 Außer Gesundheitspf lege, Transport, Bau und Gastronomie.
3	 Seit Juli 2006.
4	 Vereinfachte Zugangsverfahren in bestimmten Sektoren.
5	 Seit April 2006 in einem großem Teil der Sektoren geöffnet; seit Mai 2007 vollständig geöffnet.
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Umgekehrt haben auch die Her-
kunftsländer institutionelle Möglich-
keiten, Migration zu steuern. Der Ei-
serne Vorhang war wohl die extremste 
Form der Steuerung, diffiziler sind der 
Verlust diverser Ansprüche in den be-
stehenden Sozialversicherungssystemen 
(z. B. keine Mitnahmemöglichkeit von 
erworbenen Ansprüchen) oder Behin-
derungen bzw. Schlechterstellungen 
beim Verkauf von Eigentum (z. B. hohe 
Verkaufsteuern bei Immobilien). Mig-
rationsfördernd sind hingegen Ver-
schlechterungen der sozialen Rahmen-
bedingungen, womit sich der Abstand 
zu anderen Ländern tendenziell vergrö-
ßert. Diese wirtschaftspolitischen Ent-
scheidungen sind jedoch meistens nicht 
bevölkerungspolitisch motiviert, son-
dern werden aus ganz anderen Grün-
den getroffen. Fiskal-, gesundheits-, re-
gional- oder bildungspolitische Maß-
nahmen können somit mittelbar 
Auswirkungen auf Migrationsentschei-
dungen haben.

Einen Versuch einer systematischen 
Erfassung der rechtlichen Situation von 
Migranten in Europa unternimmt 
der Index Integration und Migration 
(MIPEX; Niesser et al., 2007; Grafik 3). 
Der MIPEX misst EU-weit gesetzliche 
sowie sonstige Maßnahmen zur Inte-
grationsförderung. Sowohl insgesamt 
als auch in jedem einzelnen der sechs 
MIPEX-Untersuchungsstränge befin-
den sich die integrationspolitischen 
Maßnahmen der EU-25-Staaten erst 
auf halbem Weg zur Best Practice. Nur 
Schweden erreichte eine im Sinn der 
Integrationsförderung günstige Punkte-
zahl und beim Einzelindikator Arbeits-
markt die Best Practice. Von den 25 un-
tersuchten EU-Staaten haben neun 
Länder Maßnahmen, die insgesamt als 
teilweise günstig beurteilt werden kön-
nen. Dabei handelt es sich um die nor-
dischen Länder, die westlichen Mittel-
meerraumländer, die BENELUX-Län-

der sowie das Vereinigte Königreich. In 
weiteren fünf Ländern sind die Inte-
grationsmaßnahmen insgesamt zumin-
dest teilweise als ungünstig einzustufen 
(Litauen, Zypern, Griechenland, Slo-
wakei, Österreich). Die Länder mit den 
niedrigsten Punkten sind die baltischen 
Staaten, die Länder des östlichen Mit-
telmeerraums, die zentraleuropäischen 
EU-Staaten und Dänemark. Der Zu-
gang zum Arbeitsmarkt ist innerhalb 
der EU-25 im Durchschnitt lediglich 
auf halbem Weg zur Best Practice. Die 
Länder des westlichen Mittelmeer-
raums (wie Spanien, Italien und Portu-
gal) sowie die nordischen Länder (wie 
Finnland und Schweden) schneiden ins-
gesamt und in jeder Unterkategorie am 
besten ab. Zentral- und Osteuropa liegt 
in wesentlichen Punkten hinter den 
anderen Ländern zurück, insbesondere 
in den Bereichen Umsetzungsmaß-
nahmen und Sicherheit.

Faktum ist, dass Slowenien bislang 
am wenigsten Arbeitskräfte an west
europäische Länder „verloren“ hat. Das 
führt zur Vermutung, dass ein weiterer 
wichtiger institutioneller Faktor die 
politische Situation im Herkunftsland 
ist. Im Fall Sloweniens waren das nicht 
nur politische Stabilität, sondern zu-
sätzlich ein klares politisches Bekennt-
nis zur EU bzw. zu einem raschen 
Beitritt zur Währungsunion. Diese EU- 
bzw. Euro-Perspektive kann wirtschaft
liche Emigrationsanreize offensichtlich 
mildern oder sogar wettmachen. Die 
Erwartungen der Slowenen diesbezüg-
lich wurde bestätigt: Slowenien hat als 
erstes zentral- und osteuropäisches 
Land im Jahr 2007 den Euro einge-
führt. Trotzdem trifft diese These nur 
bedingt zu. Schließlich hatte Litauen, 
das gemeinsam mit Slowenien einen 
Antrag auf baldige Einführung des Euro 
gestellt hat, bis zur Ablehnung dieses 
Antrags aufgrund der Nichterfüllung 
des Inflationskriteriums ebenso einen 
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sehr ambitionierten Euro-Fahrplan. 
Trotzdem zählt Litauen zu jenen Län-
dern mit den relativ meisten Emig-
ranten.

Push- und Pullfaktoren beeinflussen die 
Migrationsentscheidung

Grundsätzlich lassen sich Migrations-
faktoren in Push- und Pullfaktoren un-
tergliedern, wobei sich meist ein- und 
derselbe Umstand (z. B. Arbeitslosen-
geld) in unterschiedlicher Ausprägung 
als Push- (hohes Arbeitslosengeld im 

Zielland) oder Pullfaktor (niedriges 
Arbeitslosengeld im Senderland) er-
weist.

Neben den ausgeprägten Lohnun-
terschieden, die durch höhere Lebens-
haltungskosten teilweise wieder ausge-
glichen werden, gehört die Arbeits-
marktsituation des Ziellandes zu den 
wichtigsten Pull-Faktoren. Besonders 
deutlich wird dies am Beispiel des Ver-
einigten Königreichs, dem bevorzugten 
Einwanderungsland vieler Polen. 2004 
war das Vereinigte Königreich das Land 

Index Integration und Migration (MIPEX)

Grafik 3

Quelle: Niessen et al., 2007.
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unter den EU-25-Staaten mit der güns-
tigsten Kombination von Erwerbstätig-
keit und Arbeitslosigkeit (niedrige 
Arbeitslosenquote, hohe Erwerbstäti-
genrate). Diese günstige Position nahm 
das Vereinigte Königreich schon seit 
Mitte der 1990er-Jahre ein, während 
Deutschland in diesem Zeitraum mit 
einer ansteigenden Arbeitslosenquote 
zu kämpfen hatte. Die nachhaltig posi-
tive Entwicklung des britischen Ar-
beitsmarktes machte das Vereinigte 
Königreich zu einem äußerst attrak-
tiven Ziel für Migranten. Im typischen 
Herkunftsland Polen war wiederum 
die Arbeitslosenquote mit 18 % mehr 
als doppelt so hoch wie jene in der 
Tschechischen Republik (7 %), einem 
Land aus dem deutlich weniger Arbeits-
kräfte emigrieren.4 Nicht zuletzt drängt 
sich der durchschnittliche Lebensstan-
dard als Erklärungsfaktor auf: Slowe-
nien mit dem mit Abstand höchstem 
BIP pro Kopf zeigt kaum Auswande-
rungsbewegungen.

Im Gegensatz zu diesen makroöko-
nomischen Indikatoren wird der Ein-
fluss unterschiedlicher Sozialversiche-
rungssysteme vielfach überschätzt. So 
haben jene Länder, die die Freizügig-
keit auf dem Arbeitsmarkt einge-
schränkt haben, auch den Zugang zu 
sozialen Transferleistungen beschränkt. 
Zwar werden Arbeitnehmer aus den 
NMS-8 in Sozialversicherungssysteme, 
wie die Arbeitslosen-, Renten- und 
Krankenversicherung, aufgenommen 
und haben in Ländern mit einem natio-
nalen Gesundheitssystem auch An-

spruch auf dessen Leistungen, Zugang 
zu Einkommenstransfers – wie der So-
zialhilfe – gibt es jedoch keinen. Dies 
gilt teilweise auch für Länder mit ge-
ringen Zugangsbeschränkungen, wie 
Dänemark, Irland und das Vereinigte 
Königreich.5 Lediglich in Schweden 
wird der Gleichbehandlungsgrundsatz 
des Gemeinschaftsrechts vollständig 
angewendet (BMWi, 2007).

Dieser Politik des Nichtzugangs zu 
diversen Sozialleistungen kommt auch 
oft die Familienstruktur entgegen bzw. 
die Systeme begünstigen einwandernde 
Singles. Im Vereinigten Königreich 
haben 93 % der zwischen 2004 und 
2007 registrierten Beschäftigten aus 
den NMS-8 keine Angehörigen im 
Gastland und nur 6 % Angehörige, die 
jünger als 17 Jahre sind (Home Office, 
2008). Die Anzahl der Antragsteller 
für steuerfinanzierte einkommensbe-
zogene Sozialleistungen, Kindergeld 
und Wohngeld blieb damit sehr gering.6 
Gleichzeitig fördert der restriktive Zu-
gang zu den Sozialsystemen relativ 
kurze Arbeitsaufenthalte. Viele Polen 
verlassen das Heimatland nur für ein 
paar Monate, um danach für einige Mo-
nate zurückzukehren und es dann wie-
der erneut auf dem westeuropäischen 
Arbeitsmarkt zu versuchen. Dieses Ver-
halten erinnert an jenes von Saisonar-
beitskräften – und es ist tatsächlich 
teilweise in den nachfragenden Sek-
toren (z. B. Landwirtschaft, Touris-
mus), aber auch im Regelwerk der Sozi-
alversicherungssysteme der jeweiligen 
Zielländer begründet.

4 	 Budnik (2007) weist nach, dass in Polen Arbeitslose die größte Neigung zeigen, das Land zu verlassen. Durch die 
Erweiterung wurden aber auch viele bislang Beschäftigte zur Migration in Länder mit liberalen Migrationsregi-
men motiviert.

5 	 Das bedeutet nicht unbedingt, dass die Zugangsbeschränkungen für staatliche Sozialleistungen strikt sind. 
Irland zahlt beispielsweise Beihilfen für Migrantenkinder, die außerhalb Irlands wohnen, und Migranten sind 
nach zwei Jahren für sämtliche Leistungen anspruchsberechtigt (OECD, 2008). Andererseits können in Dänemark 
etwa Aufenthaltsgenehmigungen bei Arbeitslosigkeit entzogen werden.

6 	 Beispielsweise wurden zwischen Mai 2004 und Dezember 2007 21.759 Anträge zur Einkommens- und Arbeits-
losenunterstützung bzw. Anträge zu Pensionsguthaben gestellt, von denen nur 4.872 Anträge zur weiteren Bear-
beitung zugelassen wurden.
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Die Herkunftsländer – die NMS-10 – 
verfügen selten über ausgeprägte 
Sozialversicherungssysteme. Schließlich 
sahen die früheren Planwirtschaften 
Vollbeschäftigung vor. Nachdem der 
Wandel von der Plan- zur Marktwirt-
schaft von Deregulierung und Liberali-
sierung geprägt war, gibt es auch heute 
nur relativ wenige Sozialmaßnahmen, 
die als Steuerungsinstrument grund-
sätzlich in Frage kämen.

Institutionelle Faktoren, die die 
einzelnen Arbeitsmärkte unterschied-
lich prägen, sind nur selten erfasst und 
noch seltener über die Länder ver-
gleichbar. Eine Annäherung ist über öf-
fentliche Ausgaben für aktive und pas-
sive Maßnahmen möglich. Während in 
den „alten“ EU-Staaten öffentliche Aus-
gaben für aktive und passive Arbeits-
marktprogramme bis zu 4,3 % des BIP 
(Dänemark) ausmachen (Tabelle 3), 
liegen diese Anteile in der Tsche-
chischen Republik bei 0,5 % und in 
Ungarn bei 0,7 % des BIP. Die 1,3 % 
des BIP in Polen ergeben sich vor allem 
durch den Umstand, dass bei der Be-
kämpfung der extrem hohen Arbeitslo-
sigkeit bzw. der Lösung der großen 
strukturellen Arbeitsmarktprobleme 
die Maßnahme der Frühpensionierung 
massiv zum Einsatz kam.

Gleichzeitig zeigt diese Statistik, 
dass auch eines der populärsten Ziel-
länder, das Vereinigte Königreich, in 
diesem Bereich mit 0,7 % des BIP kei-

nen wirtschaftspolitischen Schwer-
punkt gesetzt hat. Wie zuvor beschrie-
ben hat das Vereinigte Königreich zahl-
reiche Regelungen, die die Auszahlung 
von Sozialleistungen an Immigranten 
stark einschränken. Insofern ist die 
These, dass Wanderungsströme durch 
Sozialsysteme gelenkt werden, nur be-
dingt haltbar.

Migrationstrends in NMS-12

Die Ost-West-Migrationsströme haben 
sich im Lauf der Zeit grundlegend ver-
ändert (Kaczmarczyk und Okólski, 
2005): Vor der Öffnung dominierte die 
permanente Immigration in den Wes-
ten; diese erfuhr unmittelbar nach der 
Öffnung einen starken Anstieg, sank 
jedoch bald auf ein relativ niedriges 
Niveau, auf dem sie sich weitgehend 
stabilisierte. Nur aus Bulgarien und 
Rumänien kommen noch relativ viele 
Menschen, die auf Dauer emigrieren 
wollen. Parallel dazu nahmen tempo-
räre Migrationsströme zu, vor allem 
auf kurze Distanz (z. B. polnische Sai-
sonarbeiter in Deutschland). Auffallend 
ist, dass neben den ökonomischen Fak-
toren auch ethnische Gründe wichtig 
sind (z. B. historische und sprachliche 
Bindungen zu den Empfängerländern, 
unter anderem von Rumänien nach 
Ungarn und Deutschland).

Ein ebenso interessantes Phänomen 
ist, dass die NMS-Region zunehmend 
auch ein Migrationsziel wird (allen 

Tabelle 3

Öffentliche Ausgaben für Arbeitsmarktprogramme in OECD-Ländern

AT BE DK SF FR DE GR IE IT LX NL PT SP SE UK CZ HU PL SK1

2005; in % des BIP

Insgesamt 2,1 3,5 4,3 2,8 2,5 3,3 x 1,5 1,4 1,2 3,4 2,0 2,2 2,5 0,7 0,5 0,7 1,3 x
Aktiv 0,6 1,1 1,7 0,9 0,9 1,0 x 0,6 0,5 0,5 1,3 0,7 0,8 1,3 0,5 0,3 0,3 0,4 x
Passiv 1,5 2,4 2,5 1,9 1,6 2,4 0,4 0,8 0,8 0,7 2,0 1,3 1,5 1,2 0,2 0,2 0,4 0,9 0,3
Arbeitslosenquote 5,8 8,4 4,8 8,4 9,8 9,1 9,4 4,4 7,8 4,6 5,0 7,7 9,2 5,8 4,8 8,0 7,3 17,7 16,2

Quelle: OECD (2007b).
1	 Ohne Arbeitslosenunterstützung. 
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voran die Tschechische Republik insbe-
sondere für Ukrainer und Slowaken; 
aber auch Ungarn für Ex-Jugoslawen 
und Rumänen). Was die Migrationsbe-
standsdaten betrifft, sind Estland, Lett-
land, Slowenien und die Tschechische 
Republik bereits zu Nettoimmigrati-
onsländern geworden (Ratha und Xu, 
2008).7 Jüngste Daten aus Arbeitskräfte
erhebungen lassen zumindest für per-
manente Migrationsflüsse einen ähn-
lichen Schluss für die Mehrheit der 
NMS-10 zu (Schreiner, 2008). Nicht 
berücksichtigt sind hier die hohen 
„Dunkelziffern“ nicht dokumentierter 
Migration. Die Tschechische Republik 
und Ungarn verfügen über einen 
großen Anteil an asiatischen Migranten 
(Chinesen und Vietnamesen). Ebenso 
steigend ist in den NMS-10 die Anzahl 
der Asylsuchenden als auch die Bedeu-
tung von Transitmigration in den 
Westen.

3  �Gravitationsanalyse der 
Erweiterungseffekte

Gravitationsmodelle eignen sich für die 
Analyse der Kanäle ökonomischer Inte-
gration. Sie basieren primär auf der 
Annahme, dass jede Form ökono-
mischer Interaktion zwischen zwei 
Ländern von deren Größe und deren 
Entfernung zueinander abhängig ist. 
Die Modelle haben nicht nur in der 
Migrationsforschung eine lange Tradi-
tion (Sjaastad, 1960 und Lowry, 1966, 
leisteten hier Pionierarbeit), sondern 
sie wurden auch bereits für die Model-
lierung von Direktinvestitions- und 
Handelsströmen verwendet (Bussière 
et al., 2005; Egger, 2005; Ferragina 
et al., 2005; Hamilton und Winters, 
1992; Papazoglou et al., 2006). Wenig 

Erfahrung gibt es hingegen betreffend 
die Schätzung der Potenziale auslän-
discher Direktinvestitionen (Görg und 
Greenaway, 2003).

Im Folgenden sollen drei Fragen 
mithilfe von Gravitationsmodellen ana-
lysiert werden:

Welches Direktinvestitions- und 
Migrationspotenzial besteht in den 
NMS? 
Wieweit wurden diese seit der Er-
weiterung genutzt?
Welche Investitions- und Migrati-
onsströme können nach der Erwei-
terung erwartet werden?

3.1  �Gravitationsanalyse zu Auslands-
direktinvestitionen

Der Effekt der EU-Mitgliedschaft auf 
Direktinvestitionsflüsse von westeuro-
päischen Ländern in osteuropäische 
Länder soll hier im Rahmen eines 
Standard-Gravitationsmodells geschätzt 
werden.8 Dieses Modell wird zunächst 
wie folgt spezifiziert:

log(FDIijt ) = å+ß1log(BIPit ) + ß2log(BIPjt ) + 
+ ß3log(POPit ) + ß4log(POPjt ) + ß5log(Dij ) + 
+ |ijt

Dabei steht FDIijt für die vom Land j 
zum Zeitpunkt t im Land i getätigten 
Direktinvestitionen; ferner steht BIPijt 
für das reale BIP, POPijt für die Bevölke-
rungsanzahl und Dij für die Entfernung 
zwischen den Hauptstädten der beiden 
Länder i und j; |ijt bezeichnet einen 
Zufallsschock, wobei unterstellt wird, 
dass dieser Schock mit Schocks in ande-
ren Ländern weder geografisch noch 
zeitlich korreliert ist. Angesichts der 
Panelstruktur der vorliegenden Daten 
lässt sich der Fehlerterm als Summe 

–

–

–

7 	 Die Bestandsdaten zur Migration deuten allerdings in die Gegenrichtung: Im Lauf der Transformation sank die 
Bevölkerung der zentral- und osteuropäischen EU-8 um etwa 1,1 Millionen Personen, jene des Balkans gar um 
2,7 Millionen Personen (Mansoor und Quillin, 2006).

8 	 Zu Gravitationsgleichungen ist prinzipiell anzumerken, dass sie wohl ein Hauptinstrument der angewandten 
Außenhandelsforschung, aber trotzdem nicht ganz unumstritten sind (Anderson und van Wincoop, 2003).
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zweier Effekte spezifizieren, eines fixen 
Länderpaareffekts (der sich aus der 
Summe aller zeitlich konstanten Fak-
toren, die den Investitionsfluss zwi-
schen Land i und Land j beeinflussen, 
zusammensetzt, u. a. geografische Ent-
fernung) und eines fixen Zeiteffekts, 
der für alle Länderpaare ident ausfällt. 
Demnach ändert sich der zuvor spezifi-
zierte Zusammenhang wie folgt:

log(FDIijt ) = å+ß1log(BIPit ) + ß2log(BIPjt ) + 
+ ß3log(POPit ) + ß4log(POPjt ) + ƒij + ¬t +  
+ ~ijt

Die zur Berechnung herangezogenen 
Direktinvestitionsdaten beziehen sich 
auf passive Direktinvestitionsbestände 
und stammen vom Wiener Institut für 
internationale Wirtschaftsvergleiche 
(wiiw), während Angaben zum BIP und 
zu den Bevölkerungsdaten auf den 
Weltentwicklungsindikatoren der Welt- 
bank basieren. Alle Daten sind Jahres-
werte und beziehen sich nach Möglich-
keit auf den Zeitraum 1992 bis 2005. 
Eine Aufstellung der untersuchten In-
vestoren- und Zielländer ist Tabelle 4 
zu entnehmen.

Schätzungen der zuvor beschrie-
benen Spezifikationen bringen die fol-
genden Ergebnisse (Tabelle 5).

Auf Basis der Spezifikation ohne bi-
laterale fixe Effekte hat die EU-Mit-
gliedschaft den Schätzergebnissen zu-
folge keine signifikanten Effekte auf die 
Direktinvestitionsentwicklung. Hinge-
gen spricht die Schätzung der Spezifi-
kation mit fixen Effekten dafür, dass 
die EU-Mitgliedschaft (auf dem 5-Pro-
zent-Niveau signifikant) negative Effekte 
auf Direktinvestitionsflüsse aus West-
europa nach Zentral- und Osteuropa 
hatte. Offensichtlich spielt nicht so sehr 
der Zeitpunkt des EU-Beitritts eine 
Rolle, sondern ganz allgemein die Aus-
sicht auf eine Verbesserung der Bedin-
gungen.

Tabelle 4

Ländersample für 
die Direktinvestitionsanalyse

Investorenländer Zielländer

Belgien Bulgarien
Dänemark Estland
Deutschland Lettland
Finnland Litauen
Frankreich Polen
Griechenland Rumänien
Irland Tschechische Republik
Italien Ungarn
Niederlande
Österreich
Portugal
Schweden
Spanien
Vereinigtes Königreich

Quelle: OeNB.

Tabelle 5

Gravitationsschätzungen für Direktinvestitionen

BIP (Investorenländer) –1,71 (–10,78) –1,71 (–10,75) –1,92 (–3,11) –1,88 (–3,09)
BIP (Zielländer) 0,51 (5,25) 0,59 (4,65) –2,53 (–2,52) –2,34 (–2,20)
Bevölkerung (Investorenländer) 2,09 (11,60) 2,10 (11,59) 20,50 (11,05) 20,28 (11,13)
Bevölkerung (Zielländer) 0,46 (3,99) 0,37 (2,56) –1,13 (–0,29) 0,05 (0,01)
Entfernung –1,44 (–31,82) –1,44 (–27,98) – –
EU – –0,41 (–1,17) – –0,30 (–2,16)
EU*Entfernung – –0,01 (–0,13) – –

Länderpaare 134 134 134 134
Beobachtungen insgesamt 1.114 1.114 1.114 1.114
Bereinigtes R2 0,37 0,37 0,91 0,91
Bilaterale fixe Effekte? nein nein ja ja
Zeiteffekte? ja ja ja ja

Quelle: OeNB.

* Abhängige Variable: � bilaterale passive Direktinvestitionsbestände. Robuste t-Statistik in Klammern. Die Schätzung berücksichtigt eine nicht 
extra vermerkte Konstante.
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Die Schätzung der länderspezi-
fischen Effekte ergibt jedoch keine 
homogenen Ergebnisse. In nur drei 
Ländern (Tschechische Republik, Un-
garn und Litauen) haben sich die Direkt
investitionszuflüsse nach dem EU-Bei-
tritt signifikant verringert. Für die 
übrigen Länder zeigen sich keine signi-
fikanten Effekte. Im Fall der Tsche-
chischen Republik und Ungarns lassen 
sich diese Resultate unter Umständen 
damit erklären, dass Investoren bereits 
relativ früh in den zwei Ländern mit 
dem höchsten Entwicklungsgrad in der 
Region aktiv wurden, insbesondere als 
sich abzeichnete, dass beide Länder in 
der ersten Erweiterungsrunde der EU 
nach Osten dabei sein würden.

Allerdings ist anzumerken, dass po-
tenziell wichtige erklärende Variablen 
in der Spezifikation nicht erfasst sind. 
In dem Maß, in dem diese Variable 
länderspezifisch bzw. länderpaarspezi-
fisch und zeitlich konstant bzw. sehr 
stabil sind, sind sie jedoch durch die 
Fixeffektstruktur der Paneldaten abge-
deckt. Außerdem wurde der Zeitpunkt 
der Verabschiedung der Assoziierungs-
abkommen mit der EU mit einer eige-
nen Variablen abgebildet. Die Schät-
zung des betreffenden Parameters er-
gab einen (nicht signifikant) positiven 
Wert und beeinflusste die anderen Para-
meter im Modell weder im Hinblick 
auf die Größenordnung, noch im Hin-
blick auf Vorzeichen oder Signifikanz.9

Das vorliegende Ergebnis gering
fügiger Änderungen der Investitions
trends nach der Erweiterung überrascht 
im Licht der Analyse in Kapitel 2 kaum. 
In den meisten NMS wurden, im Ge-

gensatz zur stark beschränkten Migra-
tion, die Barrieren zur Kapitalmobilität 
bereits ab Anfang der 1990er-Jahre be-
seitigt. Mittlerweile hat das Niveau der 
Direktinvestitionen des Euroraums in 
die NMS das Niveau der Direktinvesti-
tionen innerhalb des Euroraums über-
schritten.10

3.2  �Gravitationsanalyse zu Migration

Um den Effekt der geografischen Ent-
fernung und der Ländergröße auf die 
Migrationsströme von Ost- nach West-
europa zu quantifizieren, wird eben-
falls ein Gravitationsmodell geschätzt. 
Dieses Modell ist analog zum Modell 
für die Analyse der Direktinvestitionen 
aufgebaut:

log(Mijt ) = å+ß1log(BIPit ) + ß2log(BIPjt ) + 
+ ß3log(POPit ) + ß4log(POPjt ) + ß5log(Dij ) + 
+ |ijt

und

log(Mijt ) = å+ß1log(BIPit ) + ß2log(BIPjt ) + 
+ ß3log(POPit ) + ß4log(POPjt ) + + ƒij + ¬t +  
+ ~ijt

Diese zwei Spezifikationen wurden 
alternativ um einen EU-Mitgliedschafts
effekt erweitert geschätzt, um die Aus-
wirkungen des EU-Beitritts auf die 
Migrationsströme zu berücksichtigen.

Tabelle 6 bietet einen Überblick 
über die für die Regressionsanalyse ver-
wendeten Länder, wobei die entspre-
chenden Jahresdaten von Eurostat (für 
Migrationsdaten) stammen bzw. auf 
den Weltentwicklungsindikatoren der 
Weltbank (für alle übrigen Variablen) 

9 	 Hajkova et al. (2006) bewerten explizit den Effekt der Besteuerung von Direktinvestitionen auf die Wahl des 
Zielgebiets innerhalb der OECD. In der vorliegenden Studie war der Einbau von Steuervariablen in das Modell für 
den gesamten Zeitraum mangels vergleichbarer Länderdaten leider nicht möglich. Grundsätzlich können Direkt
investitionsströme zudem auch im Zeichen von Drittlandfaktoren stehen. Eine hinreichende Berücksichtigung 
dieser Faktoren hätte allerdings den Rahmen dieser Studie gesprengt, weshalb sich dieser Beitrag auf eine einfache 
Spezifizierung mit ausschließlich bilateralen Variablen beschränkt.

10 	Insbesondere im Finanzsektor ist möglicherweise auch das wirtschaftliche Optimum überschritten (Eller et al., 
2006).
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basieren und sich jeweils auf den Zeit-
raum 1985 bis 2005 beziehen.

Die Resultate der zuvor beschrie-
benen Spezifikationen sind in Tabelle 7 
zusammengefasst.

Bei dieser Berechnung wird der 
EU-Mitgliedschaftseffekt zweifach be-
rücksichtigt: Für die Spezifikation mit 
der Entfernungsvariable wird erstens 
eine Dummy-Variable inkludiert, die 
in den Jahren 2004 und 2005 auf 1 ge-
setzt wird, wenn das betreffende Land 

im Jahr 2004 der EU beitrat; zweitens 
wird die Interaktion dieser Dummy-
Variablen mit der Entfernungsvariable 
berücksichtigt. So lassen sich nach dem 
EU-Beitritt potenziell rückläufige 
Migrationskosten modellieren. Diese 
simple Modellrechnung zeigt, dass un-
ter Berücksichtigung der konstanten 
Effekte und der üblichen Gravitations
variablen die Migration nach dem EU-
Beitritt im Vergleich zur Kontroll-
gruppe um 17 % zunimmt. Das Modell 
mit der Distanzinteraktion erlaubt 
eine größenmäßige Differenzierung des 
Effekts zwischen den einzelnen Ländern 
je nach geografischer Entfernung. Die 
Ergebnisse deuten darauf hin, dass der 
EU-Beitrittseffekt tendenziell auf eine 
Reduktion der Migrationskosten hin-
ausläuft, wobei der Anreiz zur Migra-
tion für entferntere Länder steigt.

Die Ergebnisse der Spezifikationen 
mit einer EU-Mitgliedschafts-Dummy 
entsprechen den Durchschnittseffekten 
in den einzelnen Ländern. Zur Ein-
schätzung und Quantifizierung der 
Effekte für die einzelnen Länder wird 
das für die vorliegende Studie konzi-
pierte Modell auch ohne bilateral fixe 
Effekte geschätzt, wobei individuelle 
Interaktionseffekte für die Distanzvari-
able und für die Jahre 2004 und 2005 
eine Dummy-Variable für jedes ein-

Tabelle 6

Ländersample für 
die Migrationsanalyse

Zielländer Emigrationsländer

Belgien
Dänemark	
Deutschland
Finnland
Italien	
Luxemburg
Niederlande	
Österreich	
Portugal
Schweden
Spanien
Vereinigtes 
Königreich

Albanien
Armenien
Aserbaidschan
Belarus
Bosnien und 
Herzegowina
Bulgarien
Estland
Georgien
Kasachstan
Kirgisien
Lettland
Tschechische 
Republik
Ungarn
Zypern

Litauen
FYR Mazedonien
Malta
Moldawien
Polen	
Rumänien
Russische	
Föderation
Serbien und	
Montenegro
Slowakei
Slowenien
Tadschikistan
Türkei	
Turkmenistan
Ukraine
Usbekistan

Quelle: OeNB.

Tabelle 7

Gravitationsschätzungen zur Migration

BIP (Zielländer) 2,59 (11,01) 2,59 (10,93) 1,32 (1,26) 1,27 (1,17)
BIP (Emigrationsländer) 0,19 (4,9) 0,19 (4,61) –0,7 (–5,45) –0,69 (–5,15)
Bevölkerung (Zielländer) –1,02 (–4,32) –1,02 (–4,3) 36,57 (7,47) 36,63 (7,47)
Bevölkerung (Emigrationsländer) 0,54 (20,94) 0,54 (18,82) –2,53 (–8,47) –2,5 (–8,35)
Entfernung –1,24 (–26,89) –1,28 (–21,3) – –
EU – –2,54 (–3,78) – 0,17 (2,56)
EU*Entfernung – 0,33 (3,85) – –

Länderpaare 317 317 317 317
Beobachtungen insgesamt 3.030 3.030 3.030 3.030
Bereinigtes R2 0,67 0,67 0,90 0,90
Bilaterale fixe Effekte? nein nein ja ja
Zeiteffekte? ja ja ja ja

Quelle: OeNB.

*	Abhängige Variable: bilaterale Migrationsströme. Robuste t-Statistik in Klammern.
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zelne neu hinzugekommene EU-Mit-
glied gesetzt wurden.

Grafik 4 zeigt die pro Land ge-
schätzte Distanzinteraktion, zusammen 
mit der doppelten Standardabweichung 
der Schätzung. Positive Werte bedeu-
ten, dass die mit zunehmender Entfer-
nung zu beobachtende Abnahme der 
Migration nach dem EU-Beitritt gerin-
ger ausfällt.

Anders als bei den Investitionen 
wurden die Hindernisse zum freizü-
gigen Personenverkehr erst über ein 
Jahrzehnt später – mit der tatsächlichen 
Erweiterung – und selbst dann nur zag-
haft aufgehoben. Während das Mobili-
tätspotenzial des Faktors Kapital ausge-
reizt wurde, staute sich jenes des 
Faktors Arbeit an. Mit graduellem Aus-
laufen der Übergangsregeln zur Arbeit-
nehmerfreizügigkeit (bis spätestens 
2011 bzw. 2013) ist daher auch eine 
Fortsetzung der Migration zu erwar-
ten.

Allerdings ist im Einklang mit zu-
vor skizzierten theoretischen Überle-
gungen eine Nichtlinearität im Zusam-
menhang zwischen Migration und 
Entwicklung zu erkennen. Bei den ein-
kommensstärksten NMS (Slowenien 

und Tschechische Republik) sind be-
reits deutliche Zeichen einer Abschwä-
chung der Auswanderbewegung wahr-
nehmbar; zudem haben diese Länder 
bereits den Wandel vom Emigra- 
tions- zum Immigrationsland vollzogen 
(Schreiner, 2008).

Andererseits tritt bei einigen Län-
dern (Litauen und Polen) deutlich mehr 
Emigration auf, als durch die Variablen 
der Gravitationsgleichung vor dem EU-
Beitritt (Einkommen, Distanz und Be-
völkerung) erklärt werden kann. Dies 
ist vermutlich auf hohe Arbeitslosigkeit 
oder institutionelle Faktoren in Her-
kunfts- und Zielländern zurückzufüh-
ren. Die beiden relativ einkommens-
schwachen Länder, Bulgarien und 
Rumänien, weisen in beiden Faktor
bewegungen noch einen Rückstand 
auf.

Wichtigstes Resultat der beiden 
Gravitationsanalysen ist die Asymmet-
rie der Entwicklung von Direktinvesti-
tionen und Migration nach der EU- 
Erweiterungsrunde 2004/07. Als In-
terpretation bietet sich die Hypothese 
an, dass beide Produktionsfaktoren be-
züglich ihrer Mobilität substitutiv sind. 
Die theoretische Überlegung basiert – 
analog zur Standardhandelstheorie nach 
Heckscher-Ohlin – auf der Faktoraus-
stattung: Die Faktoren Kapital und Ar-
beit bedingen einander, sind aber zwi-
schen den einzelnen Ländern ungleich 
verteilt. Folglich muss entweder Kapi-
tal dorthin ziehen, wo die Arbeitskräfte 
wohnen, oder Letztere wandern in ein 
kapitalreicheres Land. Tatsächlich ist 
das Verhältnis zwischen den beiden 
Faktoren wesentlich komplexer und 
nur länderspezifisch zu beurteilen 
(Landesmann, 2001).

4  �Schlussbemerkungen

Versucht man auf dieser Basis eine Ein-
schätzung der Charakteristik des euro-
päischen Integrationsprozesses, so kris-

± doppelte Standardabweichung, geschätzt

Geschätzte länderspezifische
Kostenreduktion

Grafik 4
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SISI CZ MT SK HU EE LV CY PL LT



Direktinvestitionen und Migration nach der EU-Erweiterung 2004/07
Gravitationsanalysen zur Faktormobilität

126	 � Geldpolitik & Wirtschaft Q2/08

tallisiert sich ein interessanter Dreistu-
fenprozess heraus:

(i)	 In einer ersten Entwicklungs-
stufe nach der Öffnung Osteuropas – 
noch lange vor dem Beitritt der ost
europäischen Länder zur EU – wurde 
zunächst der (wechselseitige) Handel 
zwischen Ost und West schrittweise 
intensiviert. Hemmnisse bestanden 
damals vor allem auf westeuropäischer 
Seite, während sich die Märkte Ost
europas sehr rasch dem westeuropä-
ischen Angebot öffneten. Insgesamt hat 
dies zu einer deutlichen Ausweitung 
der Handelsverflechtung zwischen den 
„Hälften Europas“ geführt.

(ii)	 Die zweite – teils mit der ers-
ten Phase noch überlappende – Ent-
wicklungsstufe stand im Zeichen einer 
Intensivierung der Direktinvestitions-
ströme zwischen den beiden Regionen 
der heutigen EU. Forciert durch den 

Privatisierungsprozess in den osteuro-
päischen Ländern erfolgte – aus recht 
unterschiedlichen Motiven – eine mar-
kante Eigentumstransformation durch 
den Einstieg vor allem westeuropäischer 
Investoren.

(iii)	Last but not least, und mit
bestimmt durch entsprechend verzö-
gernde politische Entscheidungen, ge-
winnt Mobilität im Bereich des Arbeits-
marktes erst sukzessive für den Inte- 
grationsprozess an Relevanz.

Aus geldpolitischer Perspektive ist 
die vollständige Gewährung der vier 
Grundfreiheiten der EU zu begrüßen. 
Gemäß der Theorie des optimalen 
Währungsraums (Mundell, 1961) sind 
mobile Produktionsfaktoren ein wich-
tiger „Ersatz“ für das Wechselkursins-
trument als Anpassungskanal im Fall 
länderspezifischer Schocks.
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